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(2) Der Betrieb ist verpflichtet, Frauen, zu deren Haushalt 
Kinder bis zu 16 Jahren gehören, bei der Aus- und Weiter­
bildung jede erforderliche Unterstützung gemäß den Bestim­
mungen des § 150 Abs. 2 zu gewähren. Bei Rationalisierungs­
maßnahmen und Strukturveränderungen hat der Betrieb Vor­
aussetzungen dafür zu schaffen, daß die erforderliche Quali­
fizierung der Frauen soweit wie möglich während der Ar­
beitszeit stattfindet.

Besonderer Schutz der werktätigen Frau 
im Interesse der Mutterschaft

§242
(1) Schwangere, stillende Mütter und Mütter mit Kindern 

im Alter bis zu einem Jahr dürfen nicht mit Arbeiten be­
schäftigt werden, die in besonderen Rechtsvorschriften fest­
gelegt sind.

(2) Schwangere, stillende Mütter und Mütter mit Kindern 
im Alter bis zu einem Jahr dürfen nicht mit Arbeiten be­
schäftigt werden, die nach Feststellung des Betriebsarztes oder 
des Arztes der Schwangerenberatung das Leben oder die Ge­
sundheit der Frau bzw. des Kindes gefährden könnten.

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat der Betrieb für 
die betreffende Zeit der Werktätigen eine andere zumutbare 
Arbeit zu übertragen. Für diese Arbeit erhält die Werktätige 
mindestens den Durchschnittslohn.

§243

(1) Nacht- und Überstundenarbeit ist für Schwangere und 
stillende Mütter verboten.

(2) Frauen, zu deren Haushalt Kinder im Vorschulalter ge­
hören, können Nacht- und Überstundenarbeit ablehnen.

§244

(1) Frauen erhalten Schwangerschaftsurlaub für die Dauer 
von 6 Wochen vor der Entbindung und Wochenurlaub für die 
Dauer von 20 Wochen nach der Entbindung. Bei Mehrlings­
geburten oder komplizierten Entbindungen beträgt der Wo­
chenurlaub 22 Wochen.

(2) Bei vorzeitiger Entbindung verlängert sich der Wochen­
urlaub um die Zeit des nicht in Anspruch genommenen 
Schwangerschaftsurlaubs. Bei verspäteter Entbindung wird 
der Schwangerschaftsurlaub bis zum Tag der Entbindung ver­
längert.

(3) Befindet sich das Kind nach Ablauf von 6 Wochen nach 
der Entbindung noch in stationärer Behandlung oder beginnt 
zu einem späteren Zeitpunkt vor Ablauf des Wochenurlaubs 
eine stationäre Behandlung des Kindes, hat die Mutter das 
Recht, den Wochenurlaub zu unterbrechen und im Interesse 
der Pflege des Kindes die restliche Zeit des Wochenurlaubs 
ab Beendigung des stationären Aufenthaltes des Kindes in 
Anspruch zu nehmen. Der restliche! Wochenurlaub muß spä­
testens ein Jahr nach der Unterbrechung angetreten werden.

(4) Für die Dauer des Schwangerschafts- und Wochen­
urlaubs erhalten die Frauen Schwangerschafts- und Wochen­
geld in Höhe des Nettodurchschnittsverdienstes von der So­
zialversicherung.

§ 245
(1) Frauen ist auf Verlangen der jährliche Erholungsurlaub 

vor dem Schwangerschaftsurlaub oder unmittelbar im An­
schluß an den Wochenurlaub zu gewähren.

(2) Mütter, die nach dem Wochenurlaub das Recht auf 
Freistellung gemäß § 246 Abs. 1 in Anspruch nehmen, erhal­
ten für das Kalenderjahr, in dem die Freistellung beginnt, den 
vollen Jahresurlaub.

Freistellung nach dem Wochenurlaub
§246

(1) Mütter sind auf Verlangen nach dem Wochenurlaub 
bis zum Ende des 1. Lebensjahres des Kindes von der Arbeit 
freizustellen.

(2) Kann dem Antrag der Mutter auf einen Krippenplatz 
nicht entsprochen werden, ist sie berechtigt, über das 1. Le­
bensjahr des Kindes hinaus bis zur Bereitstellung eines Krip­
penplatzes, längstens bis zum Ende des 3. Lebensjahres des 
Kindes, Freistellung in Anspruch zu nehmen.

(3) Die Freistellung gemäß den Absätzen 1 und 2 kann auch 
von anderen Werktätigen in Anspruch genommen werden, 
wenn sie anstelle der Mutter die Erziehung und Betreuung 
des Kindes übernehmen.

(4) Mütter erhalten während der Freistellung bei Vorliegen 
bestimmter Voraussetzungen entsprechend den Rechtsvor­
schriften eine monatliche Mütterunterstützung von der Sozial­
versicherung. Liegen die Voraussetzungen nicht vor, erfolgt 
die Freistellung ohne Ausgleichszahlung.

§247
(1) Während der Freistellung von der Arbeit gemäß § 246 

haben die Frauen das Recht auf soziale Betreuung durch den 
Betrieb. Der Betrieb hat die Voraussetzungen zu schaffen, 
daß die Frauen die Zeit der Freistellung zur Aus- und Weiter­
bildung nutzen können. Die Betriebszugehörigkeit wird durch 
die Freistellung nicht unterbrochen.

(2) Nach Ablauf der Freistellung ist der Betrieb verpflich­
tet, die Frau entsprechend den Vereinbarungen im Arbeits­
vertrag weiterzubeschäftigen. Verlangt die Frau die Wieder­
aufnahme der Arbeit vor Ablauf der vorgesehenen Freistel­
lungszeit, hat der Betrieb innerhalb von 2 Wochen die Wei­
terbeschäftigung entsprechend den Vereinbarungen im Ar­
beitsvertrag zu sichern.

§248
Freistellung zur Schwangeren- und Mütterberatung

(1) Eine Freistellung von der Arbeit erfolgt, wenn entspre­
chend den Rechtsvorschriften

a) die Frau die Schwangerenberatung aufsucht,
b) der Werktätige sein Kind der Mütterberatung vorstellt

und die Betreuung durch diese Einrichtungen außerhalb der 
Arbeitszeit nicht möglich ist.

(2) Für die Dauer der Freistellung wird ein Ausgleich in 
Höhe des Durchschnittslohnes gezahlt.

§249
Stillpausen

Stillenden Müttern sind bei Vorlage einer Stillbescheini­
gung täglich 2 Stillpausen von je 45 Minuten zu gewähren. 
Die Stillpausen können zusammenhängend zu Beginn oder 
Ende der täglichen Arbeitszeit genommen werden. Für diese 
Zeit erfolgt eine Ausgleichszahlung in Höhe des Durchschnitts­
lohnes.

§250
Besonderer Kündigungsschutz

Für Schwangere und Mütter gilt ein besonderer Kündi­
gungsschutz entsprechend den Bestimmungen der §§ 58 und 59.


